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Umweltminister Peter Altmaier

„Die Bürger sollen an der Energiewende
verdienen“
29.09.2012 · Umweltminister Peter Altmaier will das Volk an der Finanzierung der
neuen Stromleitungen beteiligen. Bürger sollen die Möglichkeit haben, Geld zu
investieren. Dafür gibt es fünf Prozent Zinsen.

Artikel

F RAGE: H e rr Altm aie r, in zw e i Wo che n e rfahre n w ir, w ie ho ch de r
Aufs ch lag für die e rn e ue rbare n En e rgie n für un s als

Stro m ve rbrau che r kün ftig aus fällt. Was ko s te t un s die En e rgie w en de ?

ANTWORT: Selbst wenn ich eine Erwartung hätte, würde ich es nicht sagen - weil es
eine klare Zuständigkeit gibt: Die Betreiber der Stromnetze melden ihre Zahlen an die
Bundesnetzagentur. Der Respekt vor den Beteiligten gebietet es, dass man dem nicht
vorgreift.

© LÜDECKE, MATTHIAS
„Ich wollte nie der allseits beliebte Herr Altmaier sein“, sagt der Herr Altmaier
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ANTWORT: Ich habe gesagt, Strom darf kein Luxusgut werden. Dazu stehe ich. Die
Preiserhöhung steht diesen Herbst ins Haus, weil die Beteiligten ihre Hausaufgaben in
den letzten beiden Jahren nicht gemacht haben - nicht nur die Politik, sondern auch
Netzbetreiber und Investoren. Es gab keinen Konsens über Ziele und Tempo der
Energiewende, keine Koordinierung zwischen dem Ausbau der Netze und der
erneuerbaren Energien, kein Zusammenspiel zwischen den Bundesländern. Deshalb ist
die Umlage für die erneuerbaren Energien schneller gestiegen, als alle erwartet haben.
Auf der anderen Seite müssen Sie aber auch sehen: Der durchschnittliche deutsche
Haushalt gibt nur 1,5 Prozent seines Budgets für Stromkosten aus. In den meisten
Fällen kann die Erhöhung durch Stromeinsparungen ausgeglichen werden.

FRAGE: De shalb le ge n Sie die H än de in de n Scho ß un d w arte n e in fach ab?

ANTWORT: Von wegen! Wir müssen uns jetzt auf den Ausbau der Leitungen
konzentrieren, der hinter dem Ausbau der erneuerbaren Energien bisher weit
zurückhinkt.

FRAGE: Davo n re de n se it Fukush im a alle , pas s ie rt is t bis lan g w e n ig - auch
w e ge n de r be fürchte te n Wide rs tän de vo n An w o hn e rn .

ANTWORT: Wir dürfen uns nicht verzetteln. Deshalb schlage ich vor, dass wir
Prioritäten setzen. Wir müssen uns als Erstes auf die Leitungen konzentrieren, die
absolut notwendig sind - ganz ähnlich, wie wir ja auch beim Straßenbau den
vordringlichen Bedarf von nachrangigen Projekten unterscheiden. Wenn wir beim
Ausbau der erneuerbaren Energien koordiniert vorgehen, werden nicht alle Leitungen
sofort gebraucht, einige womöglich überhaupt nicht mehr. Deshalb müssen wir die
Pläne alle paar Jahre überarbeiten.

FRAGE: Mit w e lche n Pro je kte n w o llen Sie an fan ge n ?

ANTWORT: Das kann ich Ihnen Anfang kommenden Jahres sagen, wenn wir das
Gesetz über die Netzentwicklung beschließen. Es werden jedenfalls Leitungen sein, die
norddeutschen Windstrom nach Süden bringen - und die für eine Übergangszeit auch
die Anbindung konventioneller Kraftwerke ermöglichen. Klar ist für mich: Die
Konzentration auf wenige, vordringliche Projekte senkt die Kosten und steigert die
Akzeptanz bei den Bürgern.

FRAGE: Wo h l n ich t be i de n e n , die dan n tro tzde m no ch be tro ffen s ind.

ANTWORT: Sicherlich gibt es neuralgische Punkte, vor allem in der Nähe von
geschlossenen Ortschaften. Dafür brauchen wir einen umfassenden Bürgerdialog.
Bereits im Sommer gab es im Internet eine Beteiligung zum Netzentwicklungsplan.

FRAGE: An de r s ich kaum je m an d be te iligt hat.



der Dialog her. Deshalb habe ich in meinem Ministerium eine neue Unterabteilung für
Bürgerbeteiligung geschaffen, die bis Jahresende arbeitsfähig ist. Außerdem werden
wir bei neuen Stromleitungen die Grenzwerte für Elektrosmog maßvoll verschärfen -
als Signal, dass wir die Sorgen der Bevölkerung ernst nehmen. Und schließlich möchte
ich, dass die Bürgerinnen und Bürger bei der Energiewende nicht nur Kosten und
Lasten wahrnehmen, sondern auch von der Wertschöpfung profitieren.

FRAGE: Wie so ll das ge he n?

ANTWORT: Ich schlage vor, dass wir eine Bürgerdividende beim Ausbau der Netze
einführen. Die Bürger sollen die Möglichkeit haben, sich mit ihrem Kapital zu einem
festen Zinssatz zu beteiligen. Die Betreiber sind ohnehin verpflichtet, auch
Fremdkapital aufzunehmen. Wir könnten rund 15 Prozent des Gesamtkapitals für eine
solche Bürgerbeteiligung reservieren. Da es sich allein bei den Fernleitungen um ein
Projekt von bis zu 30 Milliarden Euro handelt, reden wir über eine durchaus stattliche
Summe von rund fünf Milliarden Euro.

FRAGE: Die An te ile kan n je de r ze ichn e n ?

ANTWORT: In erster Linie möchte ich sie den Bürgern anbieten, über deren
Grundstücke die neuen Leitungen führen. In zweiter Linie denjenigen, deren
Gemeinde durch den Netzausbau tangiert ist. In dritter Linie soll es für alle anderen
Interessierten geöffnet werden.

FRAGE: We r un te r de m Ne tzausbau le ide t, so ll auch no ch dafür be zah len ?

ANTWORT: Wir reden nicht über eine Pflicht, sondern über eine lohnende Investition.
Die Einlagen sollten mit einem Satz von fünf Prozent verzinst werden. Das ist
realistisch, wenn die Netzbetreiber ihre Rendite von maximal neun Prozent nach Abzug
der eigenen Kosten an die Bürger weitergeben. Aber es gibt auch viele Bürger, denen es
nicht in erster Linie um die Rendite geht. Sie wollen sich an der Energiewende
beteiligen. Wir lenken privates Geld in den Netzausbau, das sonst in überzählige
Windräder oder Solarzellen fließen würde. Außerdem ist es eine Frage der
Verteilungsgerechtigkeit, dass sich die Betroffenen an den Erträgen beteiligen können -
natürlich auf freiwilliger Basis.

FRAGE: Die Re n dite is t garan tie rt, w e il die Ko s te n so w ieso auf die
Stro m ve rbrau che r um ge legt w e rde n ?

ANTWORT: Das ist noch zu klären. Die Netzbetreiber sollten einen eigenen Beitrag
leisten. Würden sie das Geld am Kapitalmarkt aufnehmen, müssten sie dafür auch
Zinsen zahlen.

FRAGE: Un d w e nn e in Ne tzbe tre ibe r ple ite ge ht, is t de r Bürge r se in Ge ld
lo s ?



Schuldverschreibung oder ein Genussschein, jeweils mit vorrangiger Absicherung.

FRAGE: Abe r e s ble ibt do ch dabe i: We r Ge ld hat, das e r an le ge n kan n ,
s tre ich t die Re n dite de r En e rgie w en de e in . We r arm is t, zah lt nur die
hö he re n Stro m pre ise .

ANTWORT: Gerade nicht, weil man sich anders als etwa bei einer eigenen Solaranlage
auch mit sehr kleinen Beträgen beteiligen kann. Wir könnten Anteile von 500 Euro
ausgeben, das wären bei fünf Milliarden Euro Kapital rund zehn Millionen
Anteilsscheine. Mich hat die Idee von Bürgerwindparks inspiriert, wo man ebenfalls
mit geringen Summen einsteigen kann. Damit nicht nur Großinvestoren von der
Energiewende profitieren, sondern auch diejenigen, die am Ende die Stromrechnung
bezahlen.

FRAGE: Glaube n Sie w irklich , das s Sie m it e in paar Euro an Zin serträge n
de n Wide rs tan d ge ge n ne ue Tras sen bre che n kö n n e n ?

ANTWORT: Das ist gar nicht das Ziel. Die Anteilsscheine werden vermutlich nicht von
denjenigen gekauft, die vor Gericht gegen die Planfeststellung klagen. Es geht darum,
generell die Akzeptanz für die Energiewende zu schaffen - dadurch, dass wir nicht nur
die Kosten, sondern auch die Erträge breit streuen.

FRAGE: Mit de m Vo rs ch lag w o llen Sie ve rm u tlich auch davo n able n ke n ,
das s die ursprün gliche n Zie le de r En e rgie w en de o hn e h in n ich t m e hr
e inzu halte n s ind - w ie Sie zu le tzt se lbs t e inge räum t habe n ?

ANTWORT: Ich habe im Sommer dazu beigetragen, dass wir uns ehrlich gemacht und
Fehler eingestanden haben. Wir überprüfen bestimmte Annahmen, etwa mit Blick auf
die Einsparung von Energie in Gebäuden und bei der Industrie. Auch bei den
Elektroautos gibt es Probleme. Wir waren in wichtigen Bereichen drauf und dran,
unsere Vorgaben zu verfehlen. Deshalb habe ich Initiativen ergriffen - zum Beispiel
einen Runden Tisch zum Thema Stromsparen oder eine Mittelstandsinitiative, die am
kommenden Montag starten wird.

FRAGE: Kurz ge s agt, Sie re de n un d re de n . Gibt e s Dinge , die vo r de r
Bun des tagsw ah l auch um ge setzt w e rde n ?

ANTWORT: Es passieren ständig Dinge. Wir haben die Solarförderung neu geregelt.
Wir regeln die Haftung, damit Windparks auf See überhaupt entstehen können. Wir
haben uns bei der EU-Richtlinie für Energieeffizienz geeinigt und eine Verordnung fürs
Energiesparen beschlossen. Vor der Bundestagswahl möchte ich noch zwei große
Vorhaben abschließen. Zum einen geht es um gemeinsame Eckpunkte von Bund und
Ländern, damit die Energiewende endlich koordiniert vorangeht. Zum Zweiten möchte
ich den Netzausbau beschließen, einschließlich des Modells für die Bürgerbeteiligung.
Ich finde, das ist für die Zeit bis zur Bundestagswahl ein ordentliches Programm.



ANTWORT: Ich wollte nie der allseits beliebte Herr Altmaier sein. Ich habe mich nie
gescheut, auch unangenehme Dinge auszusprechen - ganz gleich, vor welchem
Publikum. Trotzdem hat es meiner Akzeptanz bisher nicht geschadet. Aber ich weiß,
dass sich so etwas in der Politik auch ändern kann.

Der Feuerlöscher

Seit gut vier Monaten ist Peter Altm aier, 54, Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit. Der Vert raute der Kanzlerin erbte das Amt von Norbert Röttgen, den Angela
Merkel nach der verlorenen Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen entließ. Seither tingelt Altmaier durch
die Republik, stapft durchs Wattenmeer, besichtigt das marode Atommüll-Lager Asse oder lädt zu
Runden Tischen. Zuvor hatte er als Parlam entarischer Geschäftsführer der Unionsfraktion die
Mehrheiten für die Euro-Rettung organisiert. Jetzt soll der Jurist und frühere EU-Beamte als
Feuerlöscher dafür sorgen, dass das zweitwichtigste Projekt der Regierung bis zur Wahl nicht außer
Kontrolle gerät: die Energiew ende.

Das Gespräch führten Ralph Bollm ann und I nge Kloepfer.
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